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Ein rechtlicher Input soll für die Behan-
delnden immer eine Unterstützung bei
der Behandlung der Patientinnen und 
Patienten bieten. Nie sollte er Angst und
Schrecken verbreiten.
In der Schweiz gab es in den letzten Jahr-
zehnten keine nennenswerten Entscheide
zur Wundversorgung und in der juristi-
schen Literatur fristet die Wundpflege
mehr als ein Mauerblümchendasein. Dar-
aus lässt sich zweierlei schliessen: 1. Es
werden bei der Wundversorgung kaum
juristisch relevante Fehler gemacht oder
2. Die Wundbehandlung als juristisches
Thema interessiert die Betroffene wie
auch Juristinnen nur am Rande.

Qualität der Arbeit
Zentral für die juristische Beleuchtung
der Wundpflege ist die, in welcher Qua-
lität sie erbracht wird. Die Qualitätsanfor-
derungen richten sich nach den durch die
Fachpersonen der Wundbehandlung sel-
ber definierten Standards. Wo es solche
noch nicht gibt, muss sich das Verhalten
nach dem aktuellen Wissen der Wund-
pflege orientieren. Nur mit guten Grün-

den darf von Standardmethoden abge-
wichen werden. Eine Abweichung ist je-
doch dort Pflicht, wo der vorliegende
Sachverhalt nicht Standard ist.

Verantwortlichkeiten
Die Wunddiagnostik und Therapiehoheit
sowie die damit verbundene Verantwort-
lichkeit liegt bei der behandelnden Ärz-
tin, resp. dem behandelnden Arzt. Die
Fachpersonen der Wundbehandlung un-
terstützen diese mit ihrem Fachwissen in
der Wunddiagnostik und -behandlung.
Aufgrund der Arbeits- und somit der 
Verantwortlichkeitsteilung hat die Ärzte-
schaft für die ordnungsgemässe Feststel-
lung der jeweiligen Wundversorgungs-
therapie sowie die ordnungsgemässe De-
legation der Massnahme an qualifiziertes
Personal die Verantwortung zu über-
nehmen. Die ordnungsgemässe Delega-
tion beinhaltet insbesondere die korrekte
Auswahl der Person, an welche die 
Massnahme delegiert wird. Sie muss je-
doch nicht schriftlich erfolgen. Erfolgt
dennoch eine schriftliche Delegation,
dann besteht die Gefahr, dass der Effekt
einer Kostenersparnis und einer Arbeits-
erleichterung wieder aufgehoben wird.
Die angewiesene Person wiederum muss
die delegierte Aufgabe sach- und fachge-
recht durchführen. Die Messlatte des an-
zulegenden Sorgfaltsmassstabes richtet
sich dabei nach den individuellen Fähig-
keiten und Kenntnissen der Handelnden.
Die ausgebildete Wundmanagerin oder
der ausgebildete Wundmanager wird an
seinem Zertifizierungsstandard gemes-
sen, während sich die Eigenhaftung von
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Pflegefachpersonen ohne Spezialkennt-
nisse nach dem Profil der jeweiligen Aus-
bildungsordnung und den individuellen
Fachkenntnissen richten.

Aufgabenverteilung
Die berufsrechtliche Aufgabenverteilung
zwischen Ärzteschaft und nichtärztli-
chem Personal wird durch die bestehen-
den gesetzlichen Regelungen – bis auf
sehr wenige Ausnahmen – nicht geregelt.
Somit lässt sich das Tätigkeitsfeld der
Ärztinnen und Ärzte nicht eindeutig von
dem des nichtärztlichen Personals ab-
grenzen. Es muss einfach eine kompe-
tente, fachqualifizierte und lückenlose
Patientenbetreuung sichergestellt wer-
den. Wird zum Beispiel von der Pflege
festgestellt, dass die Patientenbetreuung
durch eine Ärztin oder einen Arzt, resp.
durch ihre/seine Anweisungen nicht 
optimal erfolgt, ist es ihre Pflicht, auf
dieses Manko hinzuweisen. Mitdenken
ist nicht nur erwünscht, sondern Pflicht!
Spätestens bei der Haftungsfrage kann
man sich nicht hinter einer als falsch er-
kannten Anweisung verstecken.
Nur Behandlungen, welche aufgrund 
ihrer Schwierigkeiten, ihrer Gefährlich-
keit oder wegen der Unvorhersehbarkeit
etwaiger Reaktionen zwingend ärztliches
Fachwissen bedürfen, sind nicht delega-
tionsfähig. Welche das sind, definieren
die medizinischen Fachpersonen und
nicht die Juristinnen und Juristen. Es ist
notwendig, dass es zwischen Ärzten und
Pflegenden ein abgestimmtes und ein-
heitliches Konzept für die Versorgung
chronischer Wunden gibt. Hier ist weni-
ger entscheidend, wer welcher Profession
angehört, sondern wer welchen Beitrag
an eine optimale, aber auch finanziell
tragbare Behandlung leisten kann.

Methodenwahl
Bei der Methodenwahl muss der jeweils
sicherste Weg beschritten werden. Eine
mit einem höheren Risiko verbundene
Behandlung ist nur gerechtfertigt, wenn
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sie mit einer günstigeren Heilungspro-
gnose verbunden ist. Gleichzeitig hat sich
das Vorgehen an die Auswirkung eines
Fehlers zu orientieren. Je einschneiden-
der sich ein Fehler auswirken kann, desto
umsichtiger muss vorgegangen werden.

Dokumentationspflicht
Die Behandlung einer Patientin oder 
eines Patienten hat die Fachperson fort-
laufend angemessen zu dokumentieren.
Dies sehen die jeweiligen kantonalen 
Gesundheitsgesetze vor.1 So ist es z.B.
zwingend nötig, dass eine drohende 
Dekubitusgefahr gemäss standardisier-
ter Gefährdungsskala, die angeordneten
Massnahmen (inkl. Name der anordnen-
den Person) als auch die Wirksamkeit der
Massnahmen dokumentiert werden. Je
höher der Grad der Pflegebedürftigkeit,
desto detaillierter haben die Aufzeich-
nungen zu erfolgen. Die Behandelnden
müssen mit ihrer Dokumentation bele-
gen, dass die Gefahren des Durchliegens
erkannt und alle Massnahmen für eine
Verhinderung getroffen worden sind. Zu-
dem stellt die lückenlose Dokumentation
sicher, dass dem jeweils Handelnden am
Patientenbett die notwendigen Informa-
tionen vorliegen.
Die Behandlungsunterlagen sind enorm
wichtig für einen Haftungsprozess. Sie
bilden die Grundlage zur Erstellung des
Sachverhalts. Weil die Person, welche die
Fehlbehandlung anprangert, die Beweis-
last trägt und der Beweis jeweils das
schwierigste im Prozess ist, sind die Be-
handelnden in einer komfortablen Situa-
tion. Wird jedoch festgestellt, dass die
Dokumentation mangelhaft oder fehler-
haft geführt ist, führt dies zu Beweiser-
leichterungen für die klagende Partei. Ein
Grund mehr, der Pflicht der Dokumenta-
tionsführung nachzukommen.

Haftung
Wird gegen die Sorgfaltspflicht verstos-
sen, drohen privatrechtliche oder straf-
rechtliche Sanktionen (und evtl. auch
Sanktionen durch den Arbeitgeber).
Eine strafrechtliche Haftung wegen Tät-
lichkeit oder Körperverletzung kommt in
Betracht, wenn mit an Sicherheit gren-
zender Wahrscheinlichkeit feststeht, dass
der eingetretene Körperschaden durch
sorgfaltspflichtwidriges Verhalten der Be-
handelnden eingetreten ist und dafür
keine Rechtfertigung besteht.

Ein Dekubitus zum Beispiel kann je nach
Ausgestaltung den Umfang einer Tät-
lichkeit oder eine Körperverletzung er-
reichen. Von einer Tätlichkeit wird ge-
sprochen, wenn eine harmlose Störung
des Wohlbefindens vorliegt (Schwellung,
Quetschung). Hat die vorübergehende
Störung Krankheitswert, spricht man von
einer leichten Körperverletzung, ist ein
Mensch schwerer geschädigt, bewegen
wir uns im Bereich der schweren Körper-
verletzung. 
Die Meinungen gehen regelmässig aus-
einander, ob ein sorgfaltspflichtwidriges

Verhalten vorliegt. Die Vertreterin des 
Patienten wird versuchen zu beweisen
(u.a. mittels der Behandlungsdokumen-
tation), dass eine gleichausgebildete 
Vergleichsperson in der zu betrachteten
Situation anders, besser, nämlich den 
geltenden Standards entsprechend ge-
handelt hätte.
Doch auch wenn eine Tätlichkeit, resp.
eine Körperverletzung sowie eine Sorg-
faltspflichtverletzung offenkundig sind,
kommt es nicht zwingend zu einem
Schuldspruch. Denn die Sorgfaltspflicht-
verletzung muss der Grund für die Kör-

Lückenlose und detaillierte Behandlungsunterlagen sind bei einem allfälligen Haftungs-
prozess enorm wichtig.

1 Z.B. § 13 ZH GesG oder Art. 26 BE GesG.



perverletzung sein. Entsteht zum Bei-
spiel ein Dekubitus schicksalshaft2, ist
dieser kein Grund für eine Verurteilung,
weil seine Entstehung gerade nicht durch
das (Fehl)Verhalten begründet ist.
Ist jedoch das Fehlverhalten der Grund
für die Verletzung, droht eine Bestrafung,
ausser man kann sich rechtfertigen. Nun
ist es bei den hier zur Diskussion stehen-
den Verletzungen so, dass man sich nicht
auf ein Notwehrrecht berufen kann.
Auch mit der Einwilligung des Betroffe-
nen lässt sich schlecht argumentieren,
denn die Patientin willigt zwar in die Be-
handlung ein, aber niemals in das sorg-
faltspflichtwidrige Verhalten.
Sind all diese Voraussetzungen erfüllt,
kommt es zu einer Verurteilung, voraus-
gesetzt das Fehlverhalten wird zur An-
zeige gebracht. Bei einer Tätlichkeit muss
dies zwingend das Opfer tun (Antrags-
delikt), bei einer leichten oder schweren
Körperverletzung kann dies jedermann
tun.
Das eingangs erwähnte Fehlen von Ge-
richtsurteilen könnte somit auch damit
zusammen hängen, dass die jeweiligen
Opfer einer mangelnden Wundversor-
gung gar nicht in der Lage sind, die für
eine Sanktionierung nötige Anzeige vor-
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zunehmen und Angehörige und andere
nahestehenden Personen hier nicht in die
Bresche springen. Es gilt auch zu beden-
ken, dass es für Laien äusserst schwierig
zu beurteilen ist, ob ein sorgfaltswidriges
Verhalten vorliegt.

Zivilrechtliche Haftung
Wenn ein sorgfaltspflichtwidriges Verhal-
ten zur Debatte steht, wird regelmässig
auch die zivilrechtliche Haftung abge-
klärt.3 Ein zivilrechtlicher Schadenersatz-
anspruch entsteht, wenn die Haftungs-
voraussetzungen Widerrechtlichkeit,
Schaden sowie Kausalzusammenhang
erfüllt sind.
Als widerrechtlich wird dabei ein Verhal-
ten verstanden, das aktiv die Rechtsgü-
ter Leben oder Gesundheit oder aber
Schutznormen verletzt. So kann z.B.
eine nicht adäquate Behandlung einer
Wunde die Gesundheit beeinträchtigen
oder durch eine zu lange anhaltende
Druckeinwirkung wird zugelassen, dass
ein Dekubitus verursacht wird. Ein sol-
ches Unterlassen ist widerrechtlich, weil
der Betreffende hätte handeln sollen.
Der Schaden selber ist aus rechtlicher
Sicht nicht der Dekubitus oder die un-
sachgemäss behandelte Wunde, sondern
die Mehrkosten, welche aus den zusätz-
lich nötig werdenden Behandlungen ent-
stehend. Er ist in der Regel unbestritten,
weil er regelmässig der Ausgangspunkt
für die Auseinandersetzung ist.
Wird eine Sorgfaltspflichtverletzung be-
jaht, muss auch hier die Verletzung den
Schaden herbeiführen. Sie muss also
kausal für den Schaden sein. Wie vorhin

erwähnt, besteht kein Kausalzusammen-
hang, wenn der Dekubitus schicksalshaft
auftritt oder vorbestehend ist.

Versicherungsdeckung
Wird die Haftung bejaht, trifft sie jedoch
nicht die Verursacher, weil die Institu-
tionen über eine Haftpflichtversicherung
oder Staatshaftung verfügen. Die Versi-
cherung oder der Kanton übernimmt
dann an Stelle des Verursachers die Be-
gleichung des Schadens. Auch wenn
grundsätzlich eine Rückgriffmöglichkeit
besteht (etwa bei Vorsätzlichkeit oder
grober Fahrlässigkeit), ist ein solcher äus-
serst selten. Somit müssen die den Scha-
den verursachenden Personen kaum je
den Schaden selber übernehmen.

Verwaltungsrechtliches
Neben der strafrechtlichen und der 
privatrechtlichen Haftung lauert die
Gefahr einer verwaltungsrechtlichen
Verantwortlichkeit: Die Aufsichtsbehör-
de kann gegenüber dem Pflegebetrieb
und/oder den für den Pflegebedürfti-
gen verantwortlichen Personen – sprich 
Ärzteschaft, Pflegepersonal oder Organe
des Pflegebetriebs – Sanktionen verfü-
gen. Solche Sanktionen reichen von 
Verwarnungen und Bussen bis zum 
Bewilligungsentzug oder zur Betriebs-
schliessung.
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Alles unternommen, um einen Dekubitus zu verhindern? Wenn nicht, kann das einer Körperver-
letzung gleichkommen.


